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Beschlussvorschlag zur Stellungnahme der Bezirksregierung Münster, Dezernat 52 
Abfallwirtschaft, abfallanlagenbezogener Immissionsschutz sowie 
Altlasten/Bodenschutz vom 28.04.2021 bezüglich der 3. Erweiterung des 
Bebauungsplanes „Osterwick Nord“ im Ortsteil Osterwick 
  
Anlage X zur SV X/108 
 
Die Bedenken hinsichtlich einer vollständigen Überbauung und Versiegelung von Böden im 
Zuge der vorliegenden Planung werden insofern zurückgewiesen, als dass eine Vermeidung 
von Neuversiegelungen baubedingt grundsätzlich nicht zu vermeiden ist. Eine 
Flächenneuinanspruchnahme ist zur Deckung des dringend benötigten Bedarfs nach 
Wohnbaugrundstücken alternativlos. Dabei ist aufgrund der Festsetzung als „Allgemeines 
Wohngebiet“ gem. § 4 der Baunutzungsverordnung und der Grundflächenzahl (0,4) ohnehin 
nicht von einer vollständigen Überbauung auszugehen. Alternativflächen und insbesondere 
Altlasten(verdachts)flächen mit gleichem städtebaulichen Entwicklungspotenzial stehen nicht 
zur Verfügung. Die Möglichkeit zur Nachnutzung von Altstandorten besteht derzeit nicht. Dafür 
bietet das Plangebiet optimale Voraussetzungen, der Nachfrage im Siedlungszusammenhang 
der Gemeinde zu entsprechen ohne Freiflächen im landwirtschaftlich genutzten Freiraum zu 
beanspruchen. Mit der Darstellung im Regionalplan des Regierungsbezirks Münster – 
Münsterland als „Allgemeiner Siedlungsbereich“ ist sowohl Lage als auch Umfang für die im 
Parallelverfahren laufende 61. Änderung des Flächennutzungsplanes aus Sicht der 
Landesplanung akzeptiert. 
 
Die Hinweise auf § 1 LBodSchG NRW und § 2 (2) BBodSchG sowie die Funktionen für den 
Naturhaushalt werden zur Kenntnis genommen. Wie im Rahmen der Alternativenprüfung als 
Teil der Begründung zum Bebauungsplan dargelegt, hat der Bebauungsplan die Schaffung 
von dringend benötigten Wohnbaugrundstücken innerhalb des Siedlungszusammenhang zum 
Ziel. Darüber hinaus ist eine Flächeninanspruchnahme in Abwägung mit dem dargelegten 
Planungsziel unumgänglich. Die vorgesehene Fläche entspricht dabei auch der 
regionalplanerischen Zielsetzung und stellt eine sinnvolle Arrondierung und damit eine 
kompakte Entwicklung des Siedlungskörpers dar. 
 
Der Hinweis auf den Beitrag zum Klimaschutz von landwirtschaftlichen und bewaldeten 
Flächen und die Empfehlungen des Arbeitsblattes „Kühlleistung von Böden“ des Landesamtes 
für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW wird zur Kenntnis genommen. Eine 
Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen und bewaldeten Flächen ist mit einer Umsetzung 
des Planvorhabens ohnehin ausgeschlossen. 
Der Hinweis, dass eine Teilkompensation durch grundbuchgesicherte Absicherung 
gleichwertiger Böden oder durch fachgerechte Dokumentation der beanspruchten Böden 
erreicht werden kann, wird zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis zur baulichen Ausführung wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der 
nachfolgenden Genehmigungsplanung, soweit möglich berücksichtigt. Zur Minimierung 
unnötiger Versiegelungen enthält der Bebauungsplan entsprechend bereits Vorgaben zur 
Ausgestaltung der Vorgärten, sodass diese mindestens zur Hälfte unversiegelt zu gestalten 
und zu bepflanzen sind. Darüber hinaus sind im Verlauf der Erschließungsstraße 
Anpflanzungen von Bäumen vorgeschrieben, die ebenfalls einen Beitrag zur Vermeidung 
negativer klimatischer Auswirkungen leisten. 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Bedenken werden zurückgewiesen. 


